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ZEICHENERKLÄRUNG 

Weitergehende Gliederungen und Beschränkungen der Festsetzungen, die durch die 
Planzeichen dargestellt werden, sind im Textteil aufgeführt oder im Lageplan 
eingetragen. 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1 - 11 BauNVO) 

GEE Eingeschränkte Gewerbegebiete 
(§ 8 BauNVO i. V. mit § 1 Abs. 4 BauNVO) 

Maß der baulichen Nutzung {§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§.16- 21a BauGB) 

Beispiele für den Eintrag in die Nutzungsschablone bzw. in die überbaubaren 
GrundstOcksflächen 

0,7 

II, 111, IV 

OK 

Grundflächenzahl (GRZ) {§ 19 BauNVO) 

Geschoßflächenzahl (GFZ) (§ 20 BauNVO) 

Zahl der Vollgeschosse (Z) (§§ 16 u. 20 BauNVO 
i.V . mit § 2 LBO) 

- als Höchstmaß 

- Dachoberkante als Höchstmaß 

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

a abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO} 

Überbaubare Grundstücksflächen Baygrenzen, Bayljojeo 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

-- nicht Oberbaubare GrundstOcksflächen 

überbaubare Grundstücksflächen 

-r-- Baugrenze (§ 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO) 

Flächen die yon der Bebauung frejzyhal!en sjnd (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

~ Sichtfelder für den Straßenverkehr 



Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Straßenfläche 

Gehwegflache oder Geh - und Radweg sowie Rand­
streifen 

öffentliche Parkplätze 

Grananlagen als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
(§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) 

Flächen für Versorgungsanlagen ( § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

Umspannstation 

. 
Öffentliche und pnvate GrOnfll!chen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

öffentliche Granfläche 
- Zweckbestimmung siehe Eintrag im Lageplan -

Mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

fr 

fr ~ 

Gehrecht :zugunsten der Stadt Leonberg 

Fahrrecht :zugunsten der Stadt Leonberg 

Fahrrecht :zugunsten der Allgemeinheit für Radfahrer 
( GR Beschluß vom 02. 04. 96) 

Leitungsrecht zugunsten der Stadt Leonberg 

Flachen torStellplatze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) sowie 
Flächen torGemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 

-: : -r ·r .r l , 
1 

~ .. l JG~t l : t Gemeinschaftsstellplätze und -garagen 

ll.!DQ..E!laomrld..w:~ (§ 9 Abs 1 Nr 25 BauGB) 

•••••••••••• • ptg· • 
, ........... . 

0 
••••••••••• • pb • 
• • • • • • • • • • 

Pflanzgebot fOr Einzelbäume 

Pflanzgebot (pfg) fOr fll!chenhafte Anpflanzungen 

Pflanzbtndung für Einzelbäume 

Pflanzbindung (pb) für flächenhafte Anpflanzungen 

ßäumljcher Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Grenze des räumheben Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes 



Abgrenzvagen 

• • • • • Abgrenzuogen unterschiedlicher Baugebietstelle 

Abgrenzuogen unterschiedlicher Festsetzungen der 
Zahl der Vollgeschosse sowie der Höhe baulicher 
Al}lagen 

Sonstige Vorschriften ( Örtliche Bauvorschriften ) 

OF Dachform 

FO Flachdach 

Füllschema der Nutzyngsschablone 

Baugebiet 

GRZ 

Bauweise 

Allgemeine Planzejchen· 

431 .67 

431 ,67 

D 

Z, HbA 

GFZ 

DF 

gemessene Höhen ü. NN 

festgelegte Höhe ü. NN ( Straßenhöhe ) 

kle10er gleich ( Höchstmaß ) 

bestehende Gebaude 

bestehende Böschung 
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TEXTTEIL 
zum Bebauungsplan " Gewerbegebiet Am Bahnhof- 1. Änderung " 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden tn Ergänzung der Eintragungen Im 
Lageplan folgende Festsetzungen getroffen· 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen ( BauGB, BauNVO ) 

Art der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. §§ 1 - 15 BauNVO ) 

Gewerbegebiete ( GE ) ( § 8 BauNVO ) 

Eingeschränkte Gewerbegebiete ( GEE1 u. 2 ) ( § 8 BauNVO i V mit§ 1 Abs. 4 BauNVO ) 

in den festgesetzten eingeschrakten Gewerbegebieten stnd Gewerbebetriebe im Sinne 
von§ 8 BauNVO m1t folgenden Einschränkungen und Festsetzungen zugelassen: 

a. Oie Betriebe und Anlagen dürfen das Wohnen mcht wesentlich stören 
( § 1 Abs. 4 Nr 2 BauNVO ) 

b Es sind die Nutzungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4 BauNVO mit der in Ziffer a 
angegebenen Einschränkung zugelassen 
0 1e nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zugelassene Nutzung Ist nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes und damit nicht zugelassen ( § 1 Abs. 5 BauNVO ) 

c. Oie nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 u. 2 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind 
allgemein zulassig ( § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO ). 
Oie nach § 8 Abs 3 Nr 3 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind nicht 
Bestandtell des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig ( § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO ). 

2. Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs 1 Nr 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO ) 

2.1 Grundflechenzahl Grundflache ( § 19 BauNVO ) 
( siehe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

2.2 Geschoßflachenzahl GeschoßCache ( § 20 BauNVO ) 
( Siehe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

i..J Ausnahme· Bei der Ermittlung der Geschoßflache sind die Flachen von Aufenthaltsraumen 
in anderen Geschossen ( Untergeschosse und oberste Geschosse) einschließ­
lich der zu Ihnen gehörenden Treppenraume und einschließlich Ihrer Umfassungs­
wande nicht mitzurechnen ( § 20 Abs 3 BauNVO ). 

Hinweis: Be1 der Berechnung der Geschoßflache und der Geschoßflächenzahl sind be1 
Gebauden, die Geschoßhöhen von mehr als 3,5 m haben, diese Geschoßhöhen 
nicht zu berücksichtigen. da im Bebauungsplan die Höhen baulicher Anlagen 
festgesetzt sind ( § 21 Abs. 4 BauNVO l 

2.3 Maßgebende GrundstOcksfische ( § 19 Abs 3 BauNVO ) 

Zur maßgebenden GrundstOcksfläche sind die Flachenanteile an außerhalb des Bau­
grundstOckes festgesetzten Gemeinschaftsanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB 
hinzuzurechnen ( § 21 a Abs 2 BauNVO ) 

2.4 Zahl der Vollgeschosse ( z ) ( §§ 16 und 20 BauNVO I V m § 2 LBO ) 
( siehe Eintrag in der Nutzungsschablone ) 

ZyrOckgestaffeltes oberstes Geschoß ( § 16 Abs. 6 BauNVO und § 7 4 Abs. 1 Nr. 1 LBO ) 
Ein oberstes Geschoß im Sinne des§ 2 Abs. 6 Nr.2 LBO, das Ober das Höchstmaß der 
zulassigen Zahl der Vollgeschosse hinaugeht, ist nur zulassig. wenn die festgesetzte Höhe 
der Dachoberkanten ( OK) eingehalten wird , und dieses oberste Geschoß an mindestens 
21 3 seiner Gebäudeseiten um mmdestens 1 ,5 m gegenüber den Außenwänden des darun­
terliegenden G ~~hosses zurOckgestaffelt ist 



2 5 Höhe bay!tcher Anlagen ( HbA l ( §§ 16 und 18 BauNVO ) 
( siehe Eintrag rn den Oberbaubaren GrundstOckflachen ) 

Dachoberkanten I 0 K l 

Dre HOhen der Dachoberkanten srnd als Hochstmaße Ober der angegebenen 
BezugshOhe festgelegt 

OK = HOhen der Dachoberkanten rm Normalnullsystem ( Neues System). 
Ausnahmsweise können notwendige technische Aufbauten zugelassen werden 
Weiterhin kenn ausnahmsweise eine Attika bei Flachdachern bis 0.6 m oberhalb 
der festgesetzten Höhen OK zugelassen werden. 

3 Bauweise ( § g Abs 1 Nr 2 BauGB, § 22 BauNVO ) 

a = abweiChende Bauweise ( § 22 Abs 4 BauNVO ) 
Es sind Gebaude und Gebäudegruppen ohne Langenbeschrankung zuge­
lassen 
BezOglieh der seitlichen Grenzabstande ( Abstandsflachen ) gilt die offene 
Bauweise 

4 Ste!!olätze y nd Garagen ( § 9 Abs 1 Nr 4 BauGB ) 

GSt = Oie Gemeinschaftsstellplatze GSt srnd dem Baugebietstert GEE 2 zugeordnet 

5 Oberbaubare Grundst ücksfli ehen ( § 9 Abs 1 Nr 2 BauGB. § 23 BauNVO ) 
Nebenanlagen ( § 14 BauNVO ) 

Baygrenzen ( § 23 Abs. 3 BauNVO ) 

Die Gebaude sind Innerhalb der Abgrenzungen der Baugrenzen zu erstellen. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen um max 1,0 m von Gebaudeteilen kann ausnahms­
weise zugelassen werden 
Gebaudeteile unterhalb der festgelegten Gelandeoberflache dOrfen die Baugrenzen Ober­
schreiten 

Nebenanlagen 

!n den mcht Oberbaubaren Grundstocksflachen sind Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO ( wie belspielsweise Versorgungseinnchtungen, Rampen, StOtzmauem. 
Containerstandplatz u.s.w ) zugelassen ( § 23 Abs. 5 BauNVO ). 
Ausgenommen von dieser Festsetzung sind die ausgewiesenen Flachen ftlr Pflanzgebote 
und Pflanzbindungen 

6 Flächen. d ie yon der Bebiuyng trejzyb;a!len sjnd ( § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB ) 

SICbtfelder: Die als SIChtfelder ftlr den fließenden Verkehr ausgewiesenen Grundstocks­
flachen sind auf Dauer von Siebthindernissen jeder Art (wie Bebauung. Bepflan­
zung, ErnfnedJgung, Benutzung als Stellplatz u.s.w .) mrt einer Höhe von mehr als 
0,8 m Ober der Fahrbahnoberkante freizuhalten 

7 Yerkeh!'llflächen. sowie Verkeh!'llflächen besonderer Zwackbestlmmyng 
( § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB ) 
( entsprechend Festlegung im Lageplan) 

8. Öffentliche und prlyate Grt!nflächen ( § 9 Abs 1 Nr 15 BauGB ) 

Offentliehe GrOnftacben 

Gr1lnflllche • KrodersPielplalz I GR 1 1· 

Die ausgewiesene Granflache -Kindersspieiplatz- dient als Spielflache mit 
Spieleinrichtungen und -geraten ( z .B. Sandkasten, Rutsche, Schaukel u.s.w.) 
Kleinkindern und Kindern und kann mit Wegen und Bepftanzungen gestaltet werden 

GrOnf!ache - Bolzplatz I GR 2 1· 

Die ausgewiesene GrOnftache drent JugendliChen als Spreiflache und Bolzplatz 



urunnacne • yrynamage ( ü t< 3 1 

01e ausgew~esenen Granflachen d~anen als Grunantage und dOrfen be1Sp1elswe1se durch 
Gelandemodellierungen und Bepllanzungen gestaltet werden 

Grantlache • Gewasseqapdstretfeo r GR 4 I 

Die ausgeWiesene Granflache d1enl als Gewasserrandstre1fen einschließlich Böschung 
der G/ems und Ist entsprechend Textteil Nr I 1 1 zu bepflanzen und zu erhalten 

9 Mjt Geh- .Fahr-. ynd Lelty ngsrechten zy belastende EIIAchen ( § 9 Abs 1 Nr 21 BauGB ) 

gr1fr = 0 1e ausgew1esenen Etaehen des Geh - und Fahrrechtes d1enen der Stadt 
Leonberg als Zufahrt und Zugang zur Pßege und Unterhaltung der Offentliehen 
Grunllachen • Gewasserrandstre1fen m11 Boschungsflachen der Glems und s1nd 
entsprechend zu belasten 
Von der 1m Lageplan dargestellten Lage der Flachen darf abgewiChen werden 
wenn dies wegen anderer Nutzungen erforderlich 1st und d1e Ausubung des 
Rechtes gte1chwert1g ermOglichl w~rd 

Ir = Die ausgewiesene Etaehe des Leitungsrechtes dient der Stadt Leonberg 
zur E1nlegung und Haltung von Ver- und Entsorgungsleitungen und · anlagen 
und ist entsprechend zu belasten 
Das Recht darf auf Dritte Obertragen werden 

10 Flächen für besondere Anlagen ynd Vorkehrungenzym Schutz vor schädlichen Umwelt­
el nwjrkyngen ( § 9 Abs 1 Nr 24 BauGB ) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Sind d1e schalltechnischen Onentlerungswerte fOr 
die stadtebautiche Planung ( Beiblatt zu DIN 18005 Tell1 • Schallschutz 1m Stadtebau) durch 
außere Einwirkungen von Verkehrstarm des Bahnbetriebes Oberschritten 
Nach OIN 4109 • Schallschutz Im Hochbau · sind besondere Vorkehrungen zum pass1ven 
Schutz gegen Außenfarm erfordertich 
Oie Außenbauteile der Gebaude s1nd deshalb entsprechend den Anforderungen dieser OIN 
auszubilden oder es sind die Aufenthaltsraume zu den larmabgewandten Gebaudeseiten zu 
onenberen 

11 Elleben für Pßanzgebote und PflanzbjndungtJ] ( § 9 Abs 1 Nr.25 BauGB. § 74 Abs. 1 LBO ) 

Hinweis. Im Granordnungsplan der Landschaftsarchitekten und Planer Ge1ger I Bassler 
wird eine Auswahl geeigneter Baume und Siraueher angegeben und zur An· 
pflanzung empfohlen Auf diesen GrUnordnungsptan wird verw1esen 

11 1 Pflanzgebote { § 9 Abs 1 Nr 25a BauGB ) 

a pnanzgebote fQc Ejnzelbaume 

Es sind großkromge Baume standortgerechter heirruscher Arten 
anzupflanzen und zu unterhalten 
Der Wurzelbereich 1st so anzulegen. daß jeder Baum mindestens einen 
Wurzelraum von 5 m ' besitzt 
Der Standort der Baumpflanzung darf gegenOber der Darstellung 1m 
Lageplan um bis zu 3 m abweichen 

b Pflanzgebot für Stellpl!!tze 

Pro 6 Stellplatze ist mindestens em klelnkromger Baum standortgerechter heimischer 
Arten anzupflanzen und zu erhalten 

c Pftanzgebo!e !Or ftacbenhafte Anpftaozyoaen 

pfg 1 = Randbegranung . 
Oie Etaehen sind als Obergang zu den angrenzenden Strukturen land· 
schaftsgerecht mit Strauchern zu bepflanzen und so zu erhalten. 
Die ausgewiesenen Etaehen für Geh . und Fahrrechte sind von der 
Bepflanzung mit Gehölzen und Strauchern freizuhalten 
Ausnahmsweise konnen Garagen unterhalb der Gelandeoberflache 
( Tiefgaragen } zugelassen werden, wenn sie mindestens mit einer 
Erdschicht von 0,6 m eingedeckt und intensiv begrant werden 



pfg 2 = Straßenbegleitender Gr\instre•fen: 
Oie Flachen sind zu begrünen und mit landschaftsgerechten Gehölzen 
zu bepflanzen und zu erhalten 
Außerdem sind entsprechend der Plandarstellung großkromge Laub­
baume zu pflanzen und zu erhalten. Der Standort der Baumpflanzung 
darf gegenOber der Darstellung 1m Lageplan um bis zu 3 m abwe•chen 
Zu - und Ausfahrten s1nd zugelassen 

d Eassadeobegrünung 

Geschlossene Fassaden von mehr als 40 m' Flache sind - ausgenommen die Oftnungen -
bis zu einer Höhe von 6,0 m ab dem Erdanschluß mit Rank- und Kletterpflanzen zu be­
grünen und zu erhalten 

11 2 Pflanzbindung ( § g Abs 1 Nr 25 b BauGB ) 

a. Pflanzbindung 1\ir Einzelbaume 

D1e Pflanzbindung fUr Emzelbaume 
dient der Erhaltung der festgesetzten 
Einzelbaume 

b Pßanzbiodyng für f!Slchenhalle Anpflanzungen 

pb 1 = 

pb 2 = 

Böschungsbewuchs. 
Oie Pflanzbindung dient der Erhaltung des Böschungsbewuchses der 
Glems 
Oie Anpflanzungen s1nd zu erhalten 

Bepflanzung der GrUnflache. 
Oie Pflanzbindung d1ent der Erhaltung der Bepflanzung und Begrununq 
der Oftentl•chen Grünanlage 
Oie Anpflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu 
ersetzen 

12 Flächen für Aufsc hüttungen. Abgcabungen und Stützmauem zyr Herstellung des 
StraßenkOrPers ( § 9 Abs 1 Nr 26 BauGB ) 

Böschungen und Stotzmauem, d1e zum AusgleiCh der Höhenunterschiede zw•schen den Bau­
grundslllcken und den Offentheben Verkehrsflachen erfordertich sind ( Straßenböschungen). 
können auf den BaugrundstOcken angelegt werden und sind dort zu dulden. Ist in der 
Planzeichnung nichts anderes festgesetzt, so gilt ein, die Offentliehen Verkehrsflachen beglei­
tender 2,0 m breiter GrundstOcksstreifen als Flache filr die Aufschüttungen und Abgrabun­
gen zum AusgleiCh topographischer Unebenh81len 

Stutzfuodamente. die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur Abgrenzung 
ZWISChen Offentliehen Verkehrsnachen und pnvaten Grunds!(jcksflachen erforderlich werden. 
sind auf den privaten GrundstOcksflachen biS zu einer Breite von 0,50 m 
zu dulden 

IL Örtliche Bauvorschriften ( § 9 Abs. 4 BauGB, § 74 LBO ) 

1 Gestaltungsvorschriften 

1.1 Äußert Gcstattung bayljcher Anlagen ( § 74 Abs 1 Nr 1 LBO ) 

1 1 1 Dachgestaltung 

a. Dachform Oachnejgyog ( DF, ON ) 
(Entsprechend Eintrag im Lageplan) 



Hayptgebaude 

F 0 = Es sind nur F'lachdacher. flach gewölbte und flach gene1gte Dachflachen m11 
einer Oachne1Qung b1s max1mal 10 • zulassig 
Ausnahmen a Be• e•ngeschosstgen Gebäuden ( z = I ) konnen 

1 1 2 Fassadengestaltuno 

verkleldung: 

Saneidscher m•t e1ner Oachne19ung von maxtmal 
20 • zugelassen werden 

b Ausnahmsweise können andere Dachformen zugelassen 
werden. wenn s1e aus tunktlonellen und beineblichen 
GrOnden erfordertich sind 

Die Verkleidung der Außenflachen der Gebaude m•t poherten und spiegelnden 
kf</., 'l:<A~J Materialien sowie die Verwendung glas1erter Keram1k und engobierter Spaltklinker 

JlN ?I G Ist nicht zugelassen 

1 
D1e Außenfassaden s1nd m1t hellen erdgebrochenen Farbtönen zu gestalten Auffalhg hervor-

1 tretende E arbtöne smd unzulass•g 

• 2 Wtrb.tanlagen ( § 74 Abs 1 Nr 2 LBO ) 

Wertbeanlagen smd nur an der Stane der Le1stung oder des Vertnebes zugelassen 
S.e dOrfen nur an Wandnachen unterhalb des Daches angebracht oder erstelll werden 
Wertbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem LICht sind mchl zulass~g 

1 3 E!nfriedjgungeo ( § 74 Abs 1 Nr 3 LBO ) 

Emfned1gungen sind nur als Drahtzaune 1n Verbindung m1t emer Bepflanzung 1n Feldhecken­
strukturbis zu einer HOhe von 1.8 m Uber der Geländeoberflache zugelassen 
Oie Flachen des Geh • und Fahrrechtes dürfen nicht mit eingefriedet werden. sondern mOs· 
sen außerhalb der Einfriedigung des jeweiligen BaugrundstOckes frei zuganglich bleiben 

1 4 Außenantennen ( § 74 Abs 1 Nr 4 LBO ) 
' Pro Gebaude ist nur e1ne Außenantenne zulassig 

1 5 Freile!tyngen ( § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 
Niederspannungsfreileitungen s1nd nicht zugelassen 

2 Ökologjsche Vorschriften { § 74 Abs 3 LBO ) 

Bodenaushub 

Zur Vermeidung von OberschOsslgem Bodenaushub darf die Gelandeoberfl3che der 
Baugrundstocke für die Verwendung des Aushubmaierials bis zu einer Hohe von 0.8 m 
gegenOber dem natOrtlchen Gelande aufgefOIIt werden 
Das aufgeschüttete Gelande ist an d1e Höhenlage der Nachbargrundstocke und d•e Ver­
kehrsflachen mit flachen Böschungen anzugleichen. 
Die als Geh - und Fahrrecht ( gr. Ir ) ausgewiesenen FlächendOrfen nicht aufgeschuttet 
werden 

111. Kennzeichnungen ( § 9 Abs. 5 BauGB ) 

1 Larmunmjss10nen: . 
Oie Baugebiete 1nnerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes s1nd als Flache 
gekennzeichnet, bei deren Bebauung besondere Vorkehrungen zum SchutZ vor schedllchen 
UmwelteinWirkungen zu treffen Sind ( Larmschutz gegen Verkehrstarm des Bahnbetnebes ) 

2 Altlasten: 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 1st als Flache gekennzeichnet, d1e durch Auf­
tonungen mit Erdmaterial, BauschuU und MOll besondere Grandungsmaßnahmen erfordert. 

IV. Hinweise 
wasserwirtschall und Grundwasserschutz 
Jegliche Maßnahmen, die das Grundwasser berOhren kOnnten. bedOrfen der wasserrecht· 
Iichen Genehmigung 



2 Bodenschutz 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes ( BodSchG ) , 
insbesondere auf§ 4. wird verwiesen 

3 Pflichten des EigentOmers, ( § 126 Abs 1 BauGB ) 
Der EigentOmer hat das Anbnngen von Haltevorrichtungen und Leitungen tor Beleuchtungs­
körper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper sowie Kennzeichen und 
Hinweisschilder fOr Erschließungsanlagen auf se1nem GrundstOck zu dulden. 

4 Altdeponie und Alllasten 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen AuftOllflachen von Erdaushub, Bauschutt 
und MOll. Bei Erdarbeiten Ist die Deponierung des Aushubmaterials mit den zustandlgen 
Behörden abzuklaren 
Auf d ie Bodenuntersuchung des chemischen Untersuchungs - Instituts Dr. Wiegleb, Leonberg, 
vom 12. 11 . 1985 wird verwiesen. 
Sollte bei Erdarbeiten belasteter Boden angetroffen werden, so sind unverzOglich das Land­
ratsam! BObfingen " Abfallwirtschaft " zu benachrichtigen und die Arbeiten im betroffenen 
Bereich einwstellen 
Auf das Merkblatt "Abfallwirtschaft und Altlasten• des Amtes fOr Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz wird verwiesen 

5. Elektromagnetische Auswirkungen 
Nach Mitteilung der Deutschen Bahn AG 1st 1n 15 m Abstand zur nachstgelegenen Bahnstrom­
leitung mit kurzzeitigen Spitzenwerten von 10 J.l T zu rechnen. Mit der Beeinflußung von auf 
elektromagnetische Felder empfindlichen Geraten muß gerechnet werden. 

6. Ordnungswidrigkeiten 
Verstöße gegen d ie OrtJichen Bauvorschriften ( § 7 4 LBO ) werden als Ordnungswidrigkeit nach 
§ 75 LBO behandelt 


